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Madrid Wegen eines heftigen
Waldbrandes imSüden Spaniens
sind fast 2000 Menschen in
Sicherheit gebracht worden. Das
Feuer war am Mittwoch in der
ProvinzMálaga unweit derCosta
del Sol ausgebrochen und breite-
te sich rasch auf rund 2000 Hek-
taren aus,wie die Behördenmit-
teilten.DieRegionAndalusien lei-
det derzeit unter extremer Hitze.
Auch das Nachbarland Portugal
meldete «extreme Trockenheit»,
Meteorologenverzeichneten den
heissesten Mai seit 1931. (afp)

Hitze in Spanien
und Portugal

DerNationalrat hat eine Aufsto-
ckung der Mittel zur Förderung
des SchweizerWeins auf 9Milli-
onen Franken pro Jahr gutge-
heissen.Die Erhöhung istmit der
Einhaltung vonNachhaltigkeits-
und Qualitätskriterien verbun-
den. Der Rat hiess gestern eine
entsprechende Motion seiner
Kommission fürWirtschaft und
Abgaben mit 98 zu 61 Stimmen
bei 22 Enthaltungen gut.

Das Bild des Resultats auf der
elektronischenAbstimmungsta-
fel präsentierte sich ausnahms-
weise ausgesprochen bunt und
wenig kompakt. Aus praktisch
allen Fraktionen gab es sowohl
Ja- wie auch Nein-Stimmen
sowie Enthaltungen.

Derzeit unterstützt das Bun-
desamt fürLandwirtschaft (BLW)
die Förderung des Schweizer
Weins mit jährlich 2,8 Millionen
Franken. In den Corona-Jahren
2020 und 2021 wendete es als
Nothilfe zusätzlich 1 Million
Franken auf für konkrete Projek-
te in der Gastronomie und bei
den Grossverteilern. Diese zu-
sätzliche Nothilfe will das BLW

für das laufende Jahr aber um
200’000 Franken reduzieren und
ab 2023 ganz streichen.

Konkurrenzdruck aus Italien
Kommissionssprecher Markus
Ritter (Mitte, SG) begründete die
geforderte markante Anhebung
des Bundesbeitrages auf 9Milli-
onen Franken jährlich mit dem

grossen Marketingdruck aus
dem Ausland, insbesondere aus
Italien. Das südliche Nachbar-
land lasse sich den Schweizer
Markt marketingmässig 18 Mil-
lionen Franken kosten. Es brau-
che deshalb gleich lange Spiesse
für SchweizerWeine.

Die ganzeWertschöpfungsket-
te in der Schweiz sei bereit, die

notwendigenMittel für die hälf-
tigeMitfinanzierung aufzubrin-
gen. Insgesamt würden dann
also 18 Millionen zur Verfügung
stehen, um den SchweizerWein
marketingmässig unter die Leu-
te zu bringen. Dies sei auch des-
halbwichtig,weil es für Schwei-
zerWein praktisch keinenGrenz-
schutz mehr gebe, so Ritter.

Auch ordnungspolitisch sei
die Erhöhung derMarketingbei-
träge völlig vertretbar, ergänzte
Olivier Feller (FDP,VD). Es hand-
le sich um keine direkte Subven-
tion derWeinbauern.

Wirtschaftsminister Guy Par-
melin hingegen argumentiert,
dass die Annahme der Motion
gemäss Bundesrat und derKom-
missionsminderheit zu einerUn-
gleichbehandlung derWeinwirt-
schaft gegenüber den anderen
landwirtschaftlichen Zweigen
führen würde – und somit ein
Missverhältnis zur wirtschaftli-
chen Bedeutung des Weins im
Vergleich zu anderen Agrarpro-
dukten geschaffen würde. Kath-
rin Bertschy (GLP,BE) bat imNa-
menderKommissionsminderheit

vergeblich darum, verantwor-
tungsvoll mit demHaushalt um-
zugehen. Immerhinwerdemit der
Motion die Absatzförderung ver-
dreifacht. Keine andere Branche
komme in den Genuss so hoher
Marketingförderung.Das könnte
weitere Begehrlichkeitenwecken.
Man würde besser endlich die
Agrarpolitik als Ganzes ernsthaft
diskutieren und nachhaltig aus-
richten.

Zudemwürde die imVorstoss
geforderte Verknüpfung derAb-
satzförderung mit Nachhaltig-
keits- undQualitätskriterien das
Geschäft noch komplexer ma-
chen,was eine Umsetzung in der
Praxis erschwere, hielt der Bun-
desrat in seiner schriftlichen
Antwort auf den Vorstoss fest.
Weder im Rebbau noch für die
gesamte Lebensmittelkette der
Weinwirtschaft gebe es heute
einen allgemeinen Nachhaltig-
keitsstandard.

Die Folgen von Alkoholkon-
sum oder Suchtprävention wa-
ren im Nationalrat kein Thema.
Das Geschäft geht jetzt an den
Ständerat. (sda/wet)

Nationalrat predigt SchweizerWein
Agrarpolitik DieMittel zur Förderung des einheimischenWeins sollen verdreifachtwerden – auf 9Millionen Franken
pro Jahr. Für eine entsprechendeMotion stimmten gestern Politikerinnen und Politiker jeglicher Couleur.

Der Absatz von Schweizer Wein soll stärker gefördert werden:
Traubenernte im Kanton Neuenburg. Foto: Theophile Bloudanis (Keystone)

Freiluftgalerie Permanente
Ausstellungensollen
eineFussgängerzone
inderNähederOxford
Street inLondons
Stadtteil Sohoaufwerten.
DieerstenBilder
stammenvomindigenen
australischen
FotokünstlerChristian
Thompsonundwurden
dieseWocheaufgehängt.
Foto: Nicky J Sims (Getty Images)

Kunst über den Strassen Londons

Auf der Autobahn
ist tierischwas los
Deutschland Entlaufene Kühe ha-
ben in der Nacht auf gestern für
eine mehrstündige Sperrung
einer norddeutschen Autobahn
gesorgt. Gegen 1.19 Uhr wurde
der Polizei gemeldet, dass auf
einer Autobahn in Schleswig-
Holstein Tiere auf der Fahrbahn
ständen. Beamte transportierten
die 15 Rindviecher in Gitter-
wagen ab, wie Bild.de schreibt.
Woher die Tiere kamen, ist noch
unklar. Vermutet wird, dass sie
durch ein Loch in einem Zaun
ausbüxen konnten. (wet)

Auch das noch!

Eine psychische Erkrankung des
Autofahrers hat nach Überzeu-
gung der Ermittler dazu geführt,
dass der29-Jährige überTrottoirs
in Berlin in Menschengruppen
gerast ist.Die Staatsanwaltschaft
wirft dem Mann Mord in einem
Fall und versuchten Mord in
17 Fällenvorundwill ihn bis zum
Prozess in einempsychiatrischen
Spital unterbringen lassen.

Besonders getroffen von der
Tat ist eine Schulklasse aus Bad
Arolsen,derenBesuchderHaupt-

stadt ein jähes Ende fand. Nach
dem Tod der Lehrerin steht die
Stadt in Hessen unter Schock.

Es gebe Anhaltspunkte dafür,
dass der festgenommene Mann
an einerparanoiden Schizophre-
nie leide, sagte ein Sprecher der
Staatsanwaltschaft gestern. Bei
der Durchsuchung seiner Woh-
nung seien Medikamente gefun-
den worden. Bei der Todesfahrt
amMittwoch sei derBeschuldigte
«bewusst» in zwei Gruppen von
Menschen gefahren. Es gebe

keine Anhaltspunkte für einen
terroristischen Hintergrund,
«aber auch ein Unfall» lasse sich
«ausschliessen». Von der Bun-
des- und Landesregierung wur-
de derVorfall als Amoktat einge-
stuft. Nach Bundeskanzler Olaf
Scholz äusserte sich auchBerlins
Regierende Bürgermeisterin
Franziska Giffey entsprechend:
Es sei klar geworden, «dass es
sich um die Amoktat eines psy-
chisch schwer beeinträchtigten
Menschen handelt». (sda)

Amokfahrer soll in Psychiatrie
Berlin Zur Todesfahrt gibt es keine Anhaltspunkte für Terrorismus.

Fünf Monate nach der Geburt
ihrer Zwillinge hat US-Model
Ashley Graham ein Zeichen
gegen den Schlankheitswahn ge-
setzt. «Ich poste diesesVideo für
all die Mamas, deren Figur noch
nicht in ihre Ursprungsform zu-
rückgekehrt ist und das vielleicht
auch nie tunwird.Und für jeden,
der daran erinnertwerdenmuss,
dass euer Körper in seiner tat-
sächlichen Form schön ist»,
schrieb die 34-Jährige auf Insta-
gram zu einem Clip, in dem sie
in Unterwäsche am Set eines

Fotoshootings zu sehen ist. Dies
sei ihr starker Fünf-Monate-
nach-der-Geburt-Körper, schrieb
das Model – «so wie er ist». Und
sie betonte, alle Körper in abso-
lut jeder Lebensphase sollten als
normal gelten. (sda)

US-FilmstarWoodyAllen hat die
Cancel-Culture kritisiert. «Ich
glaube, dass das eine vorüberge-
hende PhasevonDummheit ist –
künftige Generationen werden
darüber lachen, denn das Ganze
ist einfachnurpeinlich», sagte der
86-Jährige dem Magazin «Play-
boy». Cancel-Culture ist ein Be-
griff fürBestrebungen,Menschen
wegendesVorwurfs diskriminie-
renden oderunethischenVerhal-
tens im sozialen und beruflichen
Umfeld zu ignorieren.Allen sieht

sich seit langemmit demVorwurf
innerfamiliären sexuellen Miss-
brauchs konfrontiert, den er
bestreitet. Es gibt daher immer
wiederForderungen, seine Filme
nicht zu zeigen. Cancel-Culture
erinnere ihn andie «antikommu-
nistische Hexenjagd von Senator
McCarthy» indenUSAder 1950er-
Jahre, sagte der Regisseur und
Schauspieler. (afp)

Foto: Getty Images

Foto: Invision, AP, Keystone
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Die MCH Group braucht Geld
und plant eine Kapitalerhöhung.
Die beiden Hauptaktionäre
JamesMurdoch und Basel-Stadt
sollen je 34 Millionen Franken
einschiessen.Nochvor den Som-
merferien wird der Basler Gros-
se Rat über die (wiederholte) Sa-
nierung derMesse, die unter an-
derem die Art Basel durchführt,
debattieren.Voraussichtlichwird
er erneut zähneknirschend zu-
stimmen.Allerdings soll derAn-
tragsteller dieses Mal sein Geld
nicht ohneAuflagen einstreichen
können. Die Grünliberalen wer-
den beantragen, den Grossrats-
beschluss zu ergänzen. GLP-

Fraktionschef David Wüest-Ru-
din setzte amDonnerstagmorgen
die anderen Fraktionen ins Bild.

Wüest-Rudinwill den Kanton
in die Pflicht nehmen. «Es geht
nicht an, dass wir alternativlos
vor Fakten gestelltwerden», sagt
er. Deshalb sieht derÄnderungs-
antrag vor, dass die Regierung
ein «den Wert der Beteiligung
optimierendes Ausstiegsszena-
rio» vorbereitet und innert zwei-
er Jahre vorlegt.

Wüest-Rudin äussert einer-
seits grundsätzlich Vorbehalte
gegenüber der kantonalen Betei-
ligung. Er stört sich daran, dass
unternehmerische Entscheide

mit Investitionen in zweistelli-
gerMillionenhöhevon einemMi-
lizparlament gefällt werden
müssten, das nicht mal Einblick
in die nötigen Geschäftsinforma-
tionen habe, weil die MCH bör-
senkotiert sei.

Messehallen zu einem
fairem Preis kaufen
Auch glaubt er nicht, dass die
Sperrminorität, welche Basel-
Stadt dank seines Aktienanteils
hält, eine gesamtgesellschaftliche
Entwicklung bremsen kann. «Der
Kanton kann nicht erzwingen,
dassVeranstaltungen in Basel ab-
gehaltenwerden,wenn derMarkt

dies nicht nachfragt», schreibt er
in seinem Änderungsantrag.

Die GLP will die Regierung
mithilfe einer Motion gleichzei-
tig zwingen, ihre «strategische
Arbeit» zu machen. Im kürzlich
eingereichten Vorstoss macht
Wüest-Rudin den Vorschlag, die
Anteile der MCH Group zu ver-
kaufen und gleichzeitig sicherzu-
stellen, dass derKanton über eine
gewisse Zeitspanne am Gewinn
beteiligt wird. Darüber hinaus
könnten die Messehallen zu ei-
nem fairen Preis gekauft und der
MCH Group gleichzeitig das Ver-
sprechen abgerungenwerden,die
Hallen für eine gewisse Zeit wei-

ter zu bespielen. Diesen Vorstoss
willWüest-Rudin, sofern derÄn-
derung des Grossratsbeschlusses
zugestimmt wird, zurückziehen
und als Anzug einreichen.

Wenngleich der GLP-Frakti-
onschef ein Ausstiegsszenario
fordert, findet er nicht, dass der
Kanton sich unter allen Umstän-
den aus derMesse zurückziehen
müsse. «Wir sind offen dafür,
dass der Kanton die Beteiligung
behält. Dann soll dies aber mit
einer klaren Strategie der Stand-
ortförderung verbunden sein»,
sagt er.

Wüest-Rudin sagt, die Regie-
rung drücke sich schon länger

davor, sich «sinnvollewerthalti-
geAlternativen» zurMessebetei-
ligung zu überlegen. Deshalb
stellt er jetzt ein Ultimatum. Sei-
ne Fraktion könne der Kapital-
erhöhung und dem ebenfalls ge-
forderten Darlehensverzicht im
Umfang von knapp sechs Milli-
onen Franken nur zustimmen,
wenn «wir in zwei Jahren nach
einer Erholung der MCH Group
über den Fortbestand der Betei-
ligung beziehungsweise einen
Ausstieg im Sinne eineswerthal-
tigen Gesamtpakets abstimmen
können», schreibt er.

Leif Simonsen

MCHGroup: Basler Grünliberale fordern Ausstiegsszenario
Ultimatum Sollte die Regierung keine klare Strategie für die Messe vorlegen, will die GLP die 34-Millionen-Geldspritze verweigern.

Sebastian Schanzer

Es mangelt an Lehrpersonen in
der Schweiz. Der Alarm schrillt
fast jährlich von neuem auf, im
Hinblick auf das kommende
Schuljahr sei die Situation aber
besonders drastisch, berichtete
jüngst diese Zeitung.

Von diesem Mangel an Lehr-
personal ist auch das Baselbiet
nicht verschont geblieben. Im
Vergleich zum Kanton Bern, wo
Ende Mai total 402 offene Stel-
len ausgeschriebenwaren, befin-
det sich der Kanton Baselland in
einer nicht ganz so angespann-
ten Lage, wie ein Blick auf das
Stellenportal zeigt. Gut 90 Stel-
len sind noch zu besetzen – von
der Logopädin über den Unter-
richtsassistenten bis zur Lehr-
person auf Primar- oder Sekun-
darstufe.

Schwierig zu finden seien ge-
nerell Heil- und Sonderpädago-
ginnen, sagt Fabienne Roman-
ens, Sprecherin der Baselbieter
Bildungsdirektion. An den Pri-
marschulen liessen sich zudem
Stellen für Klassenlehrpersonen
mit Vollpensum und an den Se-
kundarschulen Stellen im Mint-
Bereich – insbesondere Mathe-
matik und Physik – nur schwer
besetzen. Der Pool an valablen
Bewerbungen auf offene Stellen
habe sich laut Schulleitung im
Vergleich zu den Vorjahren ten-
denziell verkleinert.

Die Gründe für diese «punk-
tuelleMangelsituation» sieht die
Baselbieter Bildungsdirektion
darin, dass viele Lehrpersonen
aus der geburtenstarken Baby-
boomer-Generation in den kom-
menden Jahren pensioniertwer-
den oder bereits pensioniert
worden sind. Gleichzeitig wür-
den die Schülerzahlen konstant
ansteigen.

Löhne nach oben
anpassen
Umdieser Entwicklung frühzei-
tig entgegenzuwirken, bieteman
bereits jetzt individuelle Bera-
tungen fürmöglicheWiederein-
steiger an. Neue Studiengänge
an der Pädagogischen Hoch-
schule sollen zudem das Quer-
einsteigen vereinfachen. Eine
von der Bildungsdirektion ein-
gesetzte Arbeitsgruppe aus Ar-
beitgeber- und Arbeitnehmer-
vertretungen prüft derzeit zu-
sätzlich eine Vielzahl von
weiteren kurz-,mittel- und lang-

fristigen Massnahmen, wie Ro-
manens sagt, darunter auch An-
passungen bei den Anstellungs-
bedingungen.

Philipp Loretz, Präsident des
Lehrerinnen- und Lehrervereins
Baselland (LVB),weiss,wo er be-
züglichAnstellungsbedingungen
den Hebel ansetzen würde –
auch mit Blick auf die konkur-
rierendenNachbarkantone. «Ge-
rade auf der Primarstufe fordern
wir, dass die Lohneinreihungen
nach oben angepasst werden»,
sagt er.

Im Baselbiet verdienen Ein-
steigerinnen und Einsteiger auf
der Primarstufe knapp 80’000
Franken im Jahr. Im benachbar-
ten Aargau sind es 2000 Fran-
ken mehr. Die drei Erziehungs-
direktorenkonferenzen der
Deutschschweiz lieferten dazu
jüngst aktuelle Zahlen. Der Ma-
ximallohn ist im Aargau dem-
nachmit 126’000 Franken sogar
um 7500 höher als im Baselbiet.
Auch die Kantone Basel-Stadt

und Solothurn bezahlen höhere
Primarschullöhne als Baselland.
«Angesichts der steigendenMo-
bilität in der Schweiz sind die
Löhne ein wichtiges Kriterium
bei der Wahl des Arbeitsortes»,
so Loretz.

Lehrerberuf hat an
Attraktivität verloren
Komme hinzu, dass der Kanton
Baselland vor sechs Jahren als
einziger in der Schweiz die Al-
tersentlastung für Lehrpersonen
gestrichen hat. Bis dahin konn-
ten Lehrpersonen nach vollen-
detem 55. Altersjahr eine oder
zwei Wochenlektionen weniger
Unterricht erteilen und stattdes-
sen besondere Organisations-
und Entwicklungsaufgaben an
ihrer Schule übernehmen. «Die-
sesAngebotwurde gern genutzt.
Die Streichung hat dazu geführt,
dass ein Teil des altgedienten
Lehrpersonals das Pensum emp-
findlich kürzte oder sich gar
frühpensionieren liess.»

Dass derBeruf generell anAttrak-
tivität verloren hat, habe – neben
den stetigwachsenden adminis-
trativen Aufgaben und «über-
frachteten Lehrplänen» – indes
gesellschaftliche Gründe, ist Lo-
retz überzeugt. So gebe es Eltern,
die ausMangel an Interesse nicht
einmal am Elterngespräch teil-
nehmenwürden. «Andere hinge-
gen nehmen gleich den Anwalt
mit.» Zudem werde die Schule
immermehr zurReparaturwerk-
statt der Gesellschaft: Der Erzie-
hungsauftragwerdevermehrt an
die Lehrerinnen und Lehrer de-
legiert. «Ein neues Phänomen
scheint darüber hinaus die Ge-
walt an Lehrpersonen zu sein.
Wir gehen hiervon einer grossen
Dunkelziffer aus.»

Basel-Stadt soll
Monitoring einführen
In der Stadt Basel scheinen sich
diese Probleme indes nicht auf
die Besetzung von offenen Stel-
len auszuwirken. Gerade einmal

sieben Stellen sind auf der Pri-
marstufe noch offen, auf der Se-
kundarstufe sind es zehn. «Wir
haben keinen Lehrermangel»,
sagt SimonThiriet, Sprecher des
Erziehungsdepartements, auf
Anfrage. Warum das so ist, ver-
mag er nicht zu sagen. Der Kan-
ton beobachte die Situation aber
aufmerksam und würde sich
Schritte überlegen, falls diese nö-
tig seien.

Das lässt Grossrätin Sandra
Bothe (GLP) allerdings nicht gel-
ten. Sie fordert in einem Anzug,
den sie amMittwoch eingereicht
hat, die Einführung eines Moni-
torings zur Sicherstellung von
ausreichend und qualifizierten
Lehrpersonen. Solange einMoni-
toring fehle, das unter anderem
darstellt, wie viele Stellen mit
nicht adäquat qualifizierten oder
mit unqualifizierten Personen be-
setzt sind, könne nicht beurteilt
werden, ob nicht auch in Basel-
Stadt ein akuter Lehrpersonen-
mangel herrsche, schreibt Bothe.

Lehrermangel «light» in beiden Basel
Schulen in Not? Um einem drohenden Lehrermangel entgegenzuwirken, hat die Baselbieter Bildungsdirektion
eigens eine Arbeitsgruppe ins Leben gerufen. Basel-Stadt nimmt einen solchen Mangel gar nicht erst wahr.

Schülerzahlen steigen konstant an: Schulleitungen haben derzeit grosse Mühe, ihre freien Stellen zu besetzen. Foto: Christian Beutler (Keystone)
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«Los emol» – der BaZ-Podcast Ende
April kündigte die Basler Regie-
rung an, dass dasMusical-Thea-
ter zu einer Schwimmhalle um-
funktioniert werden soll. So
könnte die Stadt das langersehn-
te 50-Meter-Schwimmbecken er-
halten. Den Betreibern des The-
aters, der Unternehmensgruppe
FreddyBurgerManagement, die
das Theater seit 25 Jahren ma-
nagt, wurde im Einvernehmen
per Ende 2024 gekündigt – zwei
Jahre früher als vereinbart. Man
sei vorgängig aber nicht in die
Pläne der Regierung eingeweiht
worden, sagen dieVerantwortli-
chen der BaZ.

Auch andere Veranstalter in
Basel ahnten nichts vom Vorha-
ben, den Kulturort im Kleinbasel
verschwinden zu lassen.Thomas
Dürr, CEO derAct Entertainment
AG mit Sitz in Basel, ist entsetzt
darüber. Für ihn und weitere
Branchenkenner gibt es keinen
valablen Ersatz für das bestens
ausgestattete Theater. Er be-
fürchtet die Schwächung der
Stadt als Kulturstandort. Conra-
din Cramer,Vorsteher des Erzie-
hungsdepartements, sieht dies-
bezüglich keine Gefahr,wie er im
BaZ-Podcast sagt. Dass die Re-
gierung mit ihrer Ankündigung
Unruhe auslöst, kann er aber
nachvollziehen. Man habe eine
zündende Idee gehabt undwoll-
te diese schnell kommunizieren,
erklärt er in der Diskussion mit
Thomas Dürr.

Wars das also mit dem Musi-
cal-Theater? Vielleicht erledigt
sich das Geschäft doch nicht so
schnell, wie der Regierungsrat
sich das wünscht.

Julia Konstantinidis

Ist die Kulturstadt
Basel am Ende?

«Los emol» – der Podcast
der «Basler Zeitung»

«Los emol» beleuchtet Themen,
die Basel bewegen. Moderiert von
René Häfliger. Abonnieren Sie den
Podcast über Apple Podcasts,

Google Podcasts,
Spotify oder jede
gängige Podcast-
App. Oder scannen
Sie den QR-Code.


